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  Die Diskrepanzen zwischen Energiekonzept und Netzentwicklungsplan 2012 sind deutlich. Es gilt, 
diese klarzustellen und auf konsistente Rahmenannahmen hinzuarbeiten 

 Foto: Fotolia/freshidea

Das Energiekonzept der deutschen Bundes-
regierung [1] und der Netzentwicklungs-
plan 2012 (NEP) der Bundesnetzagentur [2] 
weisen Unterschiede in der Entwicklung 
des Energiesystems auf. Diese sind für die 
Transformation des deutschen Energiesys-
tems von grundlegender Bedeutung, weil 
das Energiekonzept die Ziele der Bundesre-
gierung widerspiegelt und der Netzentwick-
lungsplan die Basis für das Bundesbedarfs-
plangesetz zum Netzausbau bildet. 

So übertreffen die angenommenen Entwick-
lungen des Netzentwicklungsplans teilweise 
die Ziele des Energiekonzeptes wesentlich. 
Dies gilt insbesondere für den Ausbau erneu-
erbarer Energien. Infolge dieser Unterschiede 
basieren die politischen Vorgaben möglicher-
weise nicht auf konsistenten, einheitlichen 

Szenarien. Dies beinhaltet inhärent das er-
höhte Risiko, ineffiziente und widersprüchli-
che politische Instrumente einzuführen.

Das Energiekonzept der 
Bundesregierung

Mit der Vorstellung des „Energiekonzeptes 
für eine umweltschonende, zuverlässige 
und bezahlbare Energieversorgung“ im 
September 2010 definierte die Bundesregie-
rung einen neuen Transformationspfad zum 
deutschen Energiesystem der Zukunft [3]. 
Ein wesentlicher Einflussfaktor hierbei ist 
die politische Intention, die Treibhausgas-

emissionen drastisch zu reduzieren. Dabei 
rücken insbesondere erneuerbare Energien 
sowie Energieeffizienz und –einsparungen 
in den Fokus deutscher Energiepolitik.

Ein weiterer wichtiger Aspekt war die ur-
sprüngliche Entscheidung, den Betrieb 
von Kernkraftwerken im Durchschnitt um 
12  Jahre zu verlängern. Auf diese Weise 
sollte die Kernkraft als eine Brückentech-
nologie für den Übergang zu einem zukünf-
tigen Energiesystem, das hauptsächlich 
auf erneuerbare Energien aufbaut, genutzt 
werden. Laut Bundesregierung verdeutlich-
te der Unfall in Fukushima am 11.3.2011 
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Das Energiekonzept der deutschen Bundesregierung und der Netzentwicklungsplan 2012 der Bundesnetzagentur beschrei-
ben die Zukunft des deutschen Energiesystems und insbesondere der Elektrizitätsversorgung. Bei genauerer Betrachtung 
wird ersichtlich, dass die dort aufgezeigten Zukunftsprojektionen deutliche Unterschiede aufweisen. Ein Szenarienvergleich 
mithilfe des Energiesystemmodells IKARUS zeigt, dass diese Unterschiede für die Entwicklung des gesamten deutschen 
Energiesystems nicht vernachlässigbar sind. Dies betrifft insbesondere die zukünftigen Kraftwerkskapazitäten, die CO2-
Emissionen sowie die jährlich anfallenden Transformationskosten.

Überblick

Der Artikel vergleicht die Entwick-
lungspfade des NEP 2012 und des 
Energiekonzeptes miteinander, um vor-
handene Diskrepanzen zwischen den 
beiden politischen Instrumenten auf-
zuzeigen. Dazu werden die Rahmenan-
nahmen des Netzentwicklungsplans 
2012 für Szenarienberechnungen mit 
einem Energiesystemmodell adaptiert. 
Es werden die getroffenen Annahmen 
und ein Überblick über die berechne-
ten Szenarien beschrieben sowie das 
dazu genutzte Energiesystemmodell 
IKARUS charakterisiert. Abschließend 
analysiert der Artikel die unterschied-
lichen Auswirkungen auf das deutsche 
Energiesystem und stellt dabei die Sze-
narienergebnisse gegenüber. 
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auf eindringliche Weise das Restrisiko 
von Kernkraftwerken, welches ebenso in 
Deutschland besteht. Deswegen wurde die 
Rolle der Kernkraft im aktuellen Energie-
konzept neu überdacht [1]. Infolge wurde 
am 6.6.2011 das Atomgesetz geändert, so 
dass der vollständige Atomausstieg bis Ende 
2022 geplant ist [4]. Unabhängig davon be-
hielten die meisten Maßnahmen und Ziele 
des Energiekonzeptes von 2010 weiterhin 
Gültigkeit. Die wichtigsten dieser Zielsetz-
ungen sind in Tab. 1 aufgeführt.

Der Netzentwicklungsplan 2012

Der Ausstieg aus der Kernenergie und die 
Integration eines steigenden Anteils er-
neuerbarer Energien in der Elektrizitätser-
zeugung stellen große Herausforderungen 
für die gesamte Energiewirtschaft dar. Die 
sich verändernde regionale Verteilung der 
Elektrizitätseinspeisung mit hohen Wind-
energiekapazitäten im Norden und Osten 
Deutschlands bei Hauptlastzentren im Süd-
westen beeinflusst insbesondere das Elek-
trizitätsnetz. 

Dadurch bedingte Effekte auf die Strom-
netze sind bereits heute zu beobachten. So 
berichtete die Bundesnetzagentur über eine 
sehr angespannte Situation im deutschen 
Übertragungsnetz im Winter 2011/2012 
[5]. Entsprechend zeigen mehrere Stu-
dien auf, dass ein umfassender Ausbau 
der Übertragungsnetzkapazitäten für die 
erfolgreiche Transformation des Energie-
systems essenziell ist. Bspw. bezifferte die 
Deutsche Energie-Agentur den Bedarf an 
neuen Stromleitungen im deutschen Über-
tragungsnetz in einer Netzstudie von 2010 
auf eine Länge von 3 600 km [6].

Vor diesem Hintergrund erließ die deutsche 
Regierung im Dezember 2012 ein Gesetz, 
das die Dringlichkeit und Notwendigkeit 
wichtiger Netzausbauprojekte feststellt [7]. 
Dieses Gesetz, das Bundesbedarfsplange-
setz, stellt eine Planungsstufe der deutschen 
Netzausbauplanung dar [8]. Am Anfang des 
Vorgehens bei der Netzausbauplanung steht 
ein Szenariorahmen der zukünftigen Strom-
erzeugungskapazitäten. Dieser wurde von 
den vier deutschen Übertragungsnetzbetrei-

bern entwickelt und durch die Bundesnetz-
agentur bestätigt [9]. 

Dieser Szenariorahmen dient als Basis 
für den nationalen Netzentwicklungsplan 
2012 (NEP2012). Ausgehend vom heutigen 
Stromnetz und den bereits geplanten oder 
im Bau befindlichen Ausbauprojekten wird 
der weitere Bedarf an Ausbaumaßnahmen 
detailliert mittels Lastflussberechnungen 
für den NEP2012 ermittelt. Dabei sind die 
Hauptziele des NEP2012 die Integration er-
neuerbarer Energien, eine effiziente Reduk-
tion von Maßnahmen in den Verteilnetzen, 
die Reduzierung von unerwünschten Elek-
trizitätsflüssen durch die Stromnetze der 
Nachbarländer sowie die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für den Elektrizitäts-
handel. 

Die hierfür von den deutschen Übertra-
gungsnetzbetreibern vorgeschlagenen 
Maßnahmen wurden hinsichtlich ihrer 
Effektivität und Notwendigkeit durch die 
Bundesnetzagentur geprüft und schließlich 
größtenteils am 25.11.2012 genehmigt [10]. 
Das am Anfang erwähnte Bundesbedarfs-
plangesetz basiert auf diesen Netzausbau-
maßnahmen, was den erheblichen Einfluss 
des NEP-Szenariorahmens auf die deutsche 
Energiepolitik verdeutlicht.

Der Szenariorahmen des Netzentwick-
lungsplans umfasst drei unterschiedliche 
Szenarien (A, B und C). Szenarien A und C 
wurden für das Jahr 2022 berechnet, wäh-
rend in Szenario B die Jahre 2022 und 2032 
betrachtet werden. Die Szenarien basieren 
auf verschiedenen Annahmen bezüglich 
der Entwicklung des Kraftwerksparks in 
Deutschland und Europa sowie der Strom-
nachfrage. Der Hauptunterschied zwischen 
diesen drei Szenarien besteht im Anstieg 
des Anteils der erneuerbaren Energien 
in der Stromerzeugung, insbesondere bei 
Windenergie und Photovoltaik (s. Abb. 1).

Adaption des Netz- 
entwicklungsplans 2012  
für Szenarienberechnungen

Die folgende Analyse fokussiert auf Szena-
rio B des Netzentwicklungsplans 2012, weil 
dieses Szenario gemäß der NEP2012-Auto-
ren als das realistischste der drei Szenari-
en angesehen wird und deswegen auch die 

Tab. 1: Hauptziele des deutschen Energiekonzeptes [1, 3]
Ausstieg aus der Kernenergie bis Ende 2022

Reduzierung der Treibhausgasemissionen um 40 % bis 2020, um 55 % bis 2030 und mindestens um 
80 % bis 2050 jeweils verglichen zum Niveau in 1990

Halbierung des gesamten Primärenergieverbrauchs (PEV) bis 2050

Anteil erneuerbarer Energien am PEV von mindestens 30 % in 2030

Reduzierung der Elektrizitätsnachfrage um 10 % bis 2020 und um 15 % bis 2030

Anteil erneuerbarer Energien an der Elektrizitätserzeugung von 50 % in 2030 und 80 % in 2050

Reduzierung des Raumwärmebedarfs um 20 % bis 2020

Anteil erneuerbarer Energien an der Endenergienachfrage im Verkehrssektor von 10 % in 2020

1 Mio. Elektrofahrzeuge bis 2020 und 6 Mio. bis 2030

Abb. 1   Installierte Nettokapazität in den Szenarien des Netzentwicklungsplans 2012 [9]
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Basis für das daran anschließende gesetzge-
bende Verfahren bildet. Daneben ist Szena-
rio B auch das einzige, welches Informatio-
nen über die weitere Entwicklung über die 
nächsten 20 Jahre durch sein zweites Stütz-
jahr in 2032 enthält.

Um einen Vergleich mit dem Energiekon-
zept zu ermöglichen, ist es notwendig, die 
Entwicklung zwischen 2010 und 2022 so-
wie zwischen 2022 und 2032 abzuschät-
zen, um den Rahmen für die Jahre 2015, 
2020, 2025 und 2030 ableiten zu können. 
Die aus den Angaben zum Szenario B her-
geleitete Entwicklung der installierten Net-
tokapazitäten ist in Tab. 2 aufgeführt. Die 
originalen Werte des NEP2012 sind in den 
Spalten 2010, 2022 und 2032 aufgelistet. 
Die Kapazitäten konventioneller Kraftwer-
ke ergeben sich hierfür anhand der veröf-
fentlichten Liste der Kraftwerke, die die 
Basis für die Szenarien A bis C bildet [11]. 
Diese Liste enthält jedes berücksichtigte 
bestehende und zukünftige Kraftwerk in 
Deutschland mit Informationen über den 
eingesetzten Brennstoff, dem Standort, der 
Nettokapazität und dem Jahr der Inbetrieb-
nahme. 

U.  a. aus den Angaben der Autoren des 
NEP2012 zu den Lebensdauern für je-
des konventionelle Kraftwerk können die 
resultierenden Kapazitäten für einzelne 
Jahre berechnet werden. Die Entwicklung 
der erneuerbaren Energien im NEP2012 

hingegen basiert zum Großteil auf einer 
Studie im Auftrag des BMU aus 2010 [12]. 
Die Werte des NEP2012 für Photovoltaik, 
Offshore-Windenergie und Wasserkraft sind 
konsistent mit dieser Studie und werden 
gemäß dieser Studie für die hier betrachte-
ten Stützjahre übernommen. Für Biomasse 
und andere erneuerbare Energien (andere 
EE) wurde die gleiche Dynamik wie in der 
BMU-Studie zugrundegelegt. Für Onshore-
Windenergie ist im NEP2012 eine Ausbau-
rate von 1,7 GW pro Jahr ausgewiesen.

Auf Basis der veröffentlichten Kraftwerks-
kapazitäten der Szenarien A bis C wur-
den für den NEP2012 Marktsimulationen 
durchgeführt, um den Einsatz eines jeden 
Kraftwerks zu ermitteln. Ein Ergebnis die-
ser Simulationen ist die Bruttostromerzeu-
gung der Jahre 2022 und 2032. Hieraus 
können unter Berücksichtigung der gege-
benen und abgeleiteten Kapazitäten die 
Volllaststunden je Kraftwerkstyp bestimmt 
werden. Die Volllaststunden der erneuer-
baren Energieanlagen wurden für alle Sze-
narien übernommen, um die Konsistenz 
zwischen den Szenarien gewährleisten zu 
können.

Grundlegende Annahmen 
und berechnete Szenarien

Der Zeithorizont der folgenden Analyse 
reicht bis 2030. Für den Zeitraum nach 
2030 sind die Ziele des Energiekonzeptes 

derzeit nur teilweise quantifiziert und in-
folge schwer in ein Energiesystemmodell zu 
integrieren. Der Netzentwicklungsplan um-
fasst die Entwicklung der nächsten 20 Jahre, 
so dass hier ebenfalls der Betrachtungshori-
zont bis 2030 gut übereinstimmt. 

Darüber hinaus basieren alle für diese Ana-
lyse betrachteten Szenarien auf einer Reihe 
einheitlicher Annahmen. So weit wie die 
ökonomische Entwicklung betroffen ist, 
wird von einem durchschnittlichen Wachs-
tum des deutschen Bruttoinlandproduk-
tes (BIP) von 1,4  %/a ausgegangen. Dem- 
entsprechend weist die Entwicklung der 
industriellen Bruttowertschöpfung einen 
realen Anstieg in allen Industriesektoren 
auf. Allerdings variiert das Ausmaß des An-
stiegs zwischen den Industriezweigen. 

Des Weiteren wird unterstellt, dass die Be-
völkerung in Deutschland von heute ca. 
82  Mio. auf ungefähr 80  Mio. in 2030 zu-
rückgeht. Auf der Nachfrageseite wird da-
von ausgegangen, dass die Gütertransport-
nachfrage um mehr als 60  % bis 2030 im 
Vergleich zu 2000 steigt, während die Perso-
nentransportnachfrage in diesem Zeitraum 
ungefähr konstant bleibt. Für den realen 
Rohölpreis wird ein Anstieg auf 135 $2010/
bbl in 2030 angenommen. Der Atomausstieg 
ist gemäß des überarbeiteten Atomgesetzes 
für alle Szenarien identisch hinterlegt [4]. 
Insgesamt werden drei Szenarien für diese 
Analyse berechnet:

Tab. 2: Angenommene Entwicklung der installierten Nettokraftwerkskapazitäten ([9] und eigene Annahmen)
[GW] 2010 2015 2020 2022 2025 2030 2032

Kernkraft 20,3 11,5 7,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Braunkohle 20,2 20,2 20,2 18,5 16,3 15,6 13,8

Steinkohle 25,0 25,5 25,5 25,1 25,0 23,4 21,2

Erdgas 24,0 25,5 30,7 31,3 39,4 39,7 40,1

Pumpspeicher 6,3 7,0 9,0 9,0 9,0 9,0 9,0

Öl 3,0 3,0 2,9 2,9 1,5 1,1 0,5

Andere 3,0 3,2 3,2 2,3 2,9 2,6 2,7

Wasserkraft 4,4 4,5 4,7 4,7 4,8 4,9 4,9

Windkraft (onshore) 27,2 35,6 44,1 47,5 52,6 61,1 64,5

Windkraft (offshore) 0,1 3,0 10,0 13,0 18,0 26,0 28,0

Photovoltaik 17,6 38,4 51,7 54,0 57,4 63,0 65,0

Biomasse 5,0 7,0 8,2 8,4 8,7 9,3 9,4

Andere EE 1,7 1,9 2,1 2,2 2,4 2,8 2,9

Summe 158,1 186,4 219,4 218,9 237,9 258,4 262,0
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Abb. 2 Struktur des Energiesystemmodells IKARUS

Abb. 3 Gesamter Primärenergieverbrauch (links: EK, rechts: NEP2012)

1. Business as usual (BAU),
2. das Energiekonzept (EK) und
3. der Netzentwicklungsplan 2012 (NEP2012).

Im EK-Szenario sind alle Maßnahmen und 
Ziele gemäß des Energiekonzeptes des Bun-
deregierung (s. Tab. 1) mit Ausnahme des 
CO2-Ziels implementiert. Solange diese Ne-
benbedingungen erfüllt sind, kann das für 
die Analyse verwendete Energiesystemmo-
dell den Technologie- und Maßnahmenmix 
frei wählen. Die Abscheidung und Speiche-
rung von CO

2 (CCS) ist in dieser Analyse 
als Lösungsoption aufgrund der kontrover-
sen Diskussion hierzu nicht zugelassen. 
Das NEP2012-Szenario basiert auf dem 
EK-Szenario und beinhaltet folglich ebenso 
alle Maßnahmen und Ziele des Energiekon-

zeptes, soweit sie den Stromsektor nicht 
betreffen. Für den Stromsektor wird der 
Kraftwerkspark gemäß dem Netzentwick-
lungsplan 2012 vorgegeben (s. Tab.  2). Im 
Gegensatz zum Energiekonzept bleibt im 
NEP2012 z.  B. die Elektrizitätsnachfrage 
von 535,4 TWh/a bis 2030 konstant.

Das Energiesystemmodell  
IKARUS

Um die Auswirkungen des deutschen 
Energiekonzeptes und des Netzentwick-
lungsplans 2012 zu untersuchen, wird das 
bottom-up Energiesystemmodell IKARUS 
angewandt [13, 14]. Das IKARUS-Modell 
ist ein dynamisches, lineares, periodenwei-
se optimierendes Modell, das das deutsche 

Energiesystem in Form von miteinander 
vernetzten Prozessen von der Primärener-
gieversorgung bis zu den Energiedienstleis-
tungen abbildet (s. Abb. 2). 

Alle relevanten Sektoren werden durch eine 
detaillierte Abbildung der Technologieop-
tionen repräsentiert. Diese Optionen sind 
jeweils durch ihre spezifischen Emissionen 
und Kosten sowie Energieverluste charakte-
risiert. Die Nachfragen nach Energiedienst-
leistungen stellen die exogenen Treiber des 
Modells dar. Der Zeithorizont des Modells 
reicht bis 2030 und ist in fünfjährige Zeitin-
tervalle unterteilt. Die Zeitintervalle werden 
sequenziell optimiert und die Ergebnisse 
der vorhergehenden Perioden an die An-
schließenden in einem separaten dynami-
schen Programmmodul vererbt. 

Im Gegensatz zur weiter verbreiteten Mo-
dellklasse der Energiesystemmodelle mit 
perfekter Voraussicht wie bspw. MARKAL 
[15, 16] oder TIMES [17], erfolgt die Be-
rechnung in periodenweise optimierenden 
Modellen myopisch, so dass Änderungen 
in den Rahmenbedingungen zukünftiger 
Perioden nicht in jeder Optimierperiode als 
bereits bekannt vorausgesetzt werden. Folg-
lich ist ein myopischer Ansatz eher befähigt 
den realen Charakter von Prognose und Pro-
jektion abzubilden.

Ergebnisse

In diesem Abschnitt werden die Ergebnisse 
der Szenarienrechnungen diskutiert. Die 
Analyse fokussiert dabei auf den gesamten 
Primärenergieverbrauch, die CO2-Emissio-
nen, die Nettostromerzeugung, die instal-
lierte Nettokraftwerkskapazitäten sowie die 
jährlichen Kosten.

Der gesamte Primärenergieverbrauch (PEV) 
nimmt in beiden Szenarien merklich ab 
(s.  Abb.  3). Im EK-Szenario ist der Rück-
gang stärker als im NEP-Szenario, während 
die relativen Anteile der Energieträger ver-
gleichbar sind. In beiden Szenarien wird der 
Atomausstieg durch den verstärkten Einsatz 
erneuerbarer Energien und durch Energie-
einsparungen kompensiert. Der Grund für 
die Unterschiede bereits in 2010 liegen 
darin begründet, dass eine Modellperiode 
fünf Jahre (z. B. 2008-2012) umfasst und die 
zum jeweiligen Veröffentlichungszeitpunkt 
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angenommenen Entwicklungen der beiden 
Szenarien bereits in den Jahren 2011 und 
2012 voneinander abweichen.

Die resultierenden CO2-Emissionen für die 
beiden Szenarien EK und NEP2012 sind in 
Abb. 4 dargestellt. Trotz des Ausstiegs aus 
der Kernenergie erfolgen in beiden Szena-
rien größere CO2-Reduktionen. Signifikan-
te Beiträge hierzu liefern die autonomen 
Verbesserungen der Energieeffizienz und 
Energieeinsparungen der Sektoren Haus-
halte, Kleinverbraucher und Industrie. Die 
Treiber für diese Entwicklung sind die stei-
genden Energieträgerpreise als auch die 
politischen Zielsetzungen wie bspw. die 
Reduktion des Raumwärmebedarfs. Auch 
wenn der Umfang des Güterverkehrs stark 
zunimmt, bleiben die CO

2-Emissionen des 
Transportsektors in beiden Szenarien un-
gefähr konstant. 

Der Grund hierfür liegt in der steigenden 
durchschnittlichen spezifischen Kraftstoffein-
sparung im Transportsektor, die eine zuneh-
mende Rolle bei steigenden Kraftstoffpreisen 
einnimmt. Die unterschiedlichen Maßnah-
men des deutschen Energiekonzeptes, ohne 
das CO

2-Ziel, führen bereits zu einer signifi-
kanten Reduktion der gesamten CO2-Emissi-
onen. Im EK-Szenario gehen die Emissionen 
um 52 % bis 2030 im Vergleich zum Basisjahr 
1990 zurück. Dies liegt nur leicht hinter der 
politischen Zielsetzung von 55  % bis 2030. 
Die CO

2-Reduktionen im NEP2012-Szenario 
fallen etwas geringer aus als diejenigen im 
EK-Szenario. Der Unterschied rührt haupt-
sächlich aus höheren Emissionen in den Be-
reichen Industrie und Stromerzeugung.

Die Entwicklung der installierten Netto-
kapazitäten weist deutliche Unterschiede 
zwischen den Szenarien auf, auch wenn in 
beiden Fällen die Gesamtkapazität ansteigt 
(s. Abb.  5). Im EK-Szenario steigt die ge-
samte installierte Kapazität auf 183 GW in 
2030 an. Neben dem Rückgang der Kapazi-
täten der Kernkraftwerke verringern sich 
auch Braunkohle- und Steinkohlekapazitä-
ten. Die Kapazitäten von On- und Offshore-
Windenergieanlagen nehmen substanziell 
zu, während Photovoltaikanlagen auf ihrem 
Ausbauniveau von 2015 verbleiben. 

Dieser Effekt resultiert aus dem absoluten 
anstatt individuellem Ausbauziel für erneu-

erbare Energietechnologien im Energiekon-
zept. Eine Differenzierung zwischen den 
verschiedenen erneuerbaren Energietech-
nologien wird dort nicht vorgenommen. 
Dies führt zu einem bevorzugten Ausbau 
von Windturbinen aufgrund ihrer gerin-
geren spezifischen Kosten. Gasturbinen 
spielen weiterhin insbesondere als Backup-
Kapazitäten für die volatile Elektrizitätser-
zeugung durch Wind- und Photovoltaikanla-
gen eine wichtige Rolle. Weiterhin nehmen 
ebenso die Kapazitäten von Anderen und 
KWK-Anlagen zu. Der hauptsächliche Ener-
gieträger für diese Kraftwerke ist Biomasse. 

Die Kapazitäten im NEP2012-Szenario 
entwickeln sich gemäß den Vorgaben aus 
Tab.  2. Die gesamte installierte Kapazität 
von ungefähr 260 GW in 2030 liegt 75 GW 
höher als im EK-Szenario. Der starke Anstieg 
der Kapazitäten von Photovoltaik- und Wind-

anlagen trägt den größten Teil zu dieser 
Entwicklung bei. Dennoch bleiben die Kapa-
zitäten der konventionellen Kraftwerke bis 
2030, mit Ausnahme der Gasturbinen, auf 
einem höheren Niveau als im EK-Szenario.

Der divergierende Kraftwerkspark beider 
Szenarien sowie die unterschiedlichen An-
nahmen für den Nettostrombedarf haben 
einen großen Einfluss auf den resultieren-
den Erzeugungsmix in den Szenarien (s. 
Abb. 6). Im EK-Szenario wirkt sich die poli-
tische Zielsetzung von 10 % weniger Strom-
verbrauch bis 2020 maßgeblich auf die 
Ergebnisse aus. Bis 2030 beläuft sich der 
Rückgang auf 15  % im Vergleich zu 2010. 
Der Anteil der Kernenergie nimmt gemäß 
des Ausstiegsbeschlusses ab. Die Strom-
erzeugung in Steinkohlekraftwerken wird 
fast vollständig durch Gasturbinen kompen-
siert, die als Backup für erneuerbare Ener-

Abb. 4 CO2-Emissionen (links: EK, rechts: NEP2012)

Abb. 5 Installierte Nettokraftwerkskapazität (links: EK, rechts: NEP2012)
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gien besser geeignet sind. Deswegen errei-
chen Gasturbinen auch nur sehr geringe 
jährliche Volllaststunden. 

Während die Elektrizitätserzeugung in 
Photovoltaikanlagen bei 22  TWh pro Jahr 
verbleibt, nimmt der Anteil von Elektrizität 
aus On- und Offshore-Windanlagen stark zu. 
Zusammen mit der Elektrizitätserzeugung 
aus Biomasse (primär Andere und KWK) 
wird auf diese Weise das politische Ziel von 
50  % erneuerbaren Energien in der Strom-
erzeugung bis 2030 in den Modellrechnun-
gen umgesetzt. Abgesehen von kleineren 
Abweichungen bleibt die Stromprodukti-
on im NEP2012-Szenario auf dem Niveau 
von 2010, weil der Nettostrombedarf von 
535,4  TWh pro Jahr bis 2030 im Netzent-
wicklungsplan als konstant angenommen 
wird. Die Variationen in den Zeitperioden re-
sultieren aus unterschiedlichen Nettostrom-
importen. Im Vergleich zum EK-Szenario ist 

die Stromproduktion in Wind- und Photovol-
taikanlagen wesentlich höher. 

Der gesamte Anteil der erneuerbaren Ener-
gien im Erzeugungsmix in 2030 liegt bei an-
nähernd 75 % und ist damit wesentlich am-
bitionierter als die Zielsetzung im deutschen 
Energiekonzept. Die Erzeugung in Steinkoh-
lekraftwerken bleibt aufgrund der angenom-
menen Entwicklung der Kraftwerkskapazi-
täten im Netzentwicklungsplan 2012 höher 
als im EK-Szenario. Dies ist ein Grund dafür, 
dass die CO

2-Emissionen des Kraftwerksek-
tors im NEP2012-Szenario über denen im 
EK-Szenario liegen, obwohl wesentlich mehr 
erneuerbare Energien zur Stromproduktion 
beitragen. Ein anderer wesentlicher Faktor 
ist die höhere Gesamtstromerzeugung im 
Vergleich zum EK-Szenario.

Die jährlichen Kosten des Energiesystems 
im EK- und NEP2012-Szenario werden mit 

einem Business-as-usual-Szenario (BAU) ver-
glichen (s. Abb.  7), in dem die Entwicklung 
des Energiesystems primär durch die Energie-
trägerpreise getrieben wird. Dieses Vorgehen 
ermöglicht es, die zusätzlichen Kosten zur Er-
reichung der Ziele des Energiekonzepts bzw. 
des Netzentwicklungsplans 2012 zu quantifi-
zieren und zu vergleichen. In beiden Szenari-
en steigen die jährlichen Kosten im Vergleich 
zum BAU-Szenario signifikant. Die zusätzli-
chen Kosten im EK-Szenario wachsen bis auf 
36 Mrd. € pro Jahr in 2030 an. Dies entspricht 
grob 1,2 % des jährlichen Bruttoinlandproduk-
tes (BIP) von Deutschland in 2030. 

Die kumulativen Zusatzkosten im Zeit-
raum von 2010 bis 2030 belaufen sich auf 
rd. 350 Mrd. € (nicht diskontiert). Die höchs-
ten Kosten entfallen auf die Sektoren Kraft-
werke und Haushalte. Insbesondere das 
politische Ziel den Raumwärmebedarf des 
Gebäudebestandes um 20 % bis 2020 zu redu-
zieren macht teure Gebäudesanierungen teil-
weise auch außerhalb des Renovierungszyk-
lus eines Gebäudes erforderlich. Die höheren 
Kosten im Kraftwerksektor resultieren aus 
dem steigenden Anteil erneuerbarer Energi-
en, während die eingesparten Brennstoffkos-
ten nur einen Teil hiervon kompensieren. 

Die zusätzlichen Kosten im NEP2012-Sze-
nario liegen im Vergleich zum BAU-Sze-
nario noch höher und erreichen ungefähr 
40 Mrd. € pro Jahr in 2030. Die kumulativen 
Kosten im Zeitraum von 2010 bis 2030 be-
laufen sich auf ca. 400 Mrd. €. Die höchsten 
Zusatzkosten fallen im Kraftwerkssektor 
an. Im Vergleich zum EK-Szenario liegen die 
jährlichen Kosten in diesem Sektor in 2030 
um mehr als 70 % höher. 

Die Gründe hierfür sind der insgesamt hö-
here Anteil erneuerbarer Energien und ins-
besondere der starke Ausbau von Photovol-
taikanlagen. In anderen Sektoren, wie bspw. 
bei Kleinverbrauchern und Haushalten, 
bleiben die zusätzlichen Kosten leicht unter 
denen des EK-Szenarios, weil die insgesamt 
höhere Stromerzeugung einen Teil der Ener-
gieeffizienzmaßnahmen in diesen Sektoren 
überflüssig macht.

Schlussfolgerungen

Die Analyse zeigt, dass das Szenario des 
Netzentwicklungsplans 2012 sich signifikant 

Abb. 6 Nettostromerzeugung (links: EK, rechts: NEP2012)

Abb. 7 Jährliche Kosten im Vergleich zum BAU-Szenario (links: EK, rechts: NEP2012)
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vom deutschen Energiekonzept unterschei-
det. Diese unterschiedlichen Annahmen u. a. 
für die zukünftigen Erzeugungskapazitäten 
im Kraftwerkssektor haben einen großen 
Einfluss auf das gesamte Energiesystem. Der 
größere Anteil erneuerbarer Energien im 
NEP2012-Szenario führt im Vergleich zum 
EK-Szenario zu stärker steigenden Kosten, 
während die CO

2-Emissionen im Kraftwerks-
sektor dennoch höher liegen. 

Deswegen ist es wichtig, diese Diskrepanzen 
zwischen politischen Konzepten klarzustel-
len und auf konsistente Rahmenannahmen 
für politische Instrumente hinzuarbeiten. 
Dies könnte das Risiko, ineffiziente oder gar 
widersprüchliche Maßnahmen zu imple-
mentieren, wesentlich verringern.
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„NRW ist sehr viel stärker als andere Bundesländer das Land, das für die Versorgungssicherheit steht. Für 
diese ist es von entscheidender Bedeutung, zur Stabilisierung des Stromsystems konventionelle Kraftwer-
ke noch über einen langen Zeitraum vorzuhalten. Wir haben frühzeitig darauf hingewiesen, dass wir von 
der Bundesregierung erwarten, einen Masterplan oder ein Projektmanagement für die Energiewende zu 
entwickeln. Wir haben nicht vor, eine eigene Energiewende für NRW zu erarbeiten – denn dann hätten wir 
am Ende 16 Energiewenden. Vielmehr wollen wir unseren Beitrag dazu leisten, dass es eine erfolgreiche 
Energiewende für die Bundesrepublik gibt, was aufgrund der Vernetzung zu den europäischen Nachbarn 
schon anspruchsvoll genug ist.“

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf

Energiewende und 
Energieland NRW

„et“: Es wird immer deutlicher, dass der geplan-
te Umbau der deutschen Energiewirtschaft kein 
dünnes Brett für Bund, Länder und Kommunen ist. 
Besonders schwierig erscheint dies für das Ener-
gieland Nordrhein-Westfalen. Welche Herausforde-
rungen sind dabei die größten und wie packen Sie 
diese an?

Duin: Auf NRW entfallen etwa 30  % der bun-
desweiten Stromproduktion, 25 % des Stromver-
brauchs, aber auch über ein Drittel der energie-
bedingten Treibhausgas-Emissionen. NRW ist 
sehr viel stärker als andere Bundesländer das 
Land, das für die Versorgungssicherheit steht. Für 
diese ist es von entscheidender Bedeutung, zur 
Stabilisierung des Stromsystems konventionelle 
Kraftwerke noch über einen langen Zeitraum vor-
zuhalten. Und die stehen nicht in Mecklenburg-
Vorpommern und Schleswig-Holstein, wo der 
Ausbau der Windenergie forciert wird, sondern 
in erster Linie hier bei uns. Wir haben frühzeitig 
darauf hingewiesen, dass wir von der Bundes-
regierung erwarten, einen Masterplan oder ein 
Projektmanagement für die Energiewende zu ent-
wickeln. Wir haben nicht vor, eine eigene Energie-
wende für NRW zu erarbeiten – denn dann hätten 

wir am Ende 16 Energiewenden. Vielmehr wollen 
wir unseren Beitrag dazu leisten, dass es eine er-
folgreiche Energiewende für die Bundesrepublik 
gibt, was aufgrund der Vernetzung zu den europä-
ischen Nachbarn schon anspruchsvoll genug ist.

Lambertz: Kaum ein Energieträger ist mit dem 
Land NRW so eng verbunden wie die Braunkohle. 
Sie hat den Vorteil, dass sie ein kostengünstiger 
heimischer Energieträger ist, und den Nachteil, 

dass sie spezifisch die höchsten CO2-Emissionen 
aufweist. Deswegen ist es wichtig, dass die Braun-
kohle, so wie in den vergangenen Jahren gesche-
hen, technologisch weiterentwickelt wird, sprich: 
dass modernere Anlagen gebaut und alte Anlagen 
ersetzt werden. Verschiedene Studien haben er-
mittelt, dass aufgrund des volatilen Dargebots 
von Windenergie und Photovoltaik selbst im Jah-
re 2050, wenn 80 % des Stroms aus erneuerbaren 
Energien kommen sollen, etwa noch die gleiche 

Kosteneffizienz, Versorgungssicherheit und  
Klimaschutz in der Energiewende 
Für die Erreichung deutscher und europäischer energie- und klimapolitischer Ziele spielt Deutschlands Energieland Nr. 1, 
Nordrhein-Westfalen, eine entscheidende Rolle. Die Landesregierung hatte zur Zeit der Energiewendebeschlüsse im Bund 
entschieden, die Treibhausgasemissionen in NRW bis zum Jahr 2020 um mindestens 25 % und bis 2050 um mindestens 
80 % gegenüber 1990 zu reduzieren und dies im Januar dieses Jahres in einem eigenen Klimaschutzgesetz festgeschrieben. 
Was bedeutet das für die Industrie im Lande, bspw. die Stahlbranche, sowie für einen wichtigen Pfeiler der Stromerzeugung, 
die Braunkohle? Und welche Perspektiven haben beide im europäischen und Weltmaßstab angesichts der Energiewende 
generell? „et“ hat zur Diskussion dieser Fragen den Landesenergieminister, zwei hochrangige Vertreter der angesprochenen 
Branchen und einen Wissenschaftler eingeladen. 

  Diskussion über Energiewende, NRW-Klimaschutzgesetz, Stromerzeugung und energieintensive 
Industrie in Düsseldorf Fotos: A. Laaks
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„Wir leben in Europa, unsere Industrie ist eine – mindestens – europäische und die Energieindustrie 
ebenso. Darum kann die Braunkohle für Versorgungssicherheit nicht nur in Deutschland, sondern auch 
in anderen Ländern sorgen. Dabei sehe ich die Notwendigkeit der technologischen Weiterentwicklung, 
ohne dass Kapazität zugebaut wird: Für jede neue, effizientere Anlage wird mindestens kapazitätsgleich 
eine alte Anlage stillgesetzt. Und dann muss die neue Anlage flexibler und effizienter als die alte sein 
und sich an die Gegebenheiten eines ständig steigenden Anteils von erneuerbaren Energien anpassen. 
Auf diese Weise sehe ich gute Chancen für die Braunkohle im europäischen Kontext.“

Dr. Johannes Lambertz, Vorstandsvorsitzender Deutscher Braunkohlen-Industrie-Verein e.V. 
(DEBRIV), Köln 

Größenordnung wie heute an konventionellen 
Backup-Kapazitäten vorhanden sein muss. Es gibt 
eben immer auch Zeiten, in denen die Erneuer-
baren mit weniger als 2 % ihrer installierten Ka-
pazität zur Strombedarfsdeckung beitragen. Dann 
wird aus meiner Sicht neben Gas die Braunkohle 
weiter eine wichtige Rolle spielen. Sie mindert un-
sere Importabhängigkeit und die Wertschöpfung 
bleibt vollständig im Land. Ein Mix aus diesen 
beiden Primärenergieträgern wird seinen Beitrag 
zur Versorgungssicherheit in einem Industrieland 
wie Deutschland noch einige Jahrzehnte leisten 
müssen.

Kerkhoff: Die Stahlindustrie, wie übrigens an-
dere energieintensive Industrien auch, ist Werk-
stoff- bzw. Grundstofflieferant für industrielle 
Wertschöpfungsketten. Es gibt einen engen Zu-
sammenhang zwischen energieintensiver Grund-
stoffproduktion und nachgelagerten industriellen 
Prozessen, in denen letztendlich die am Welt-
markt erfolgreichen Produkte hergestellt werden. 
Dies ist nur möglich, wenn das energiepolitische 
Dreieck „sicher, sauber, bezahlbar“ gleicherma-
ßen erfüllt ist. Mit Blick auf die Diskussion um 
die Strompreisbremse der letzten Wochen haben 
wir Sorge, dass sich die Versorgungssicherheit 
und die Wirtschaftlichkeit verschlechtern könn-
ten. NRW, das mit einem Anteil von über 40 % der 
Produktion der größte Stahlstandort in Deutsch-
land ist, ist hiervon besonders betroffen. Statt 
unübersichtlicher politischer Debatten braucht 
die Stahlindustrie klare politische Signale, die 
deutlich machen, dass die Energiepreise absehbar 
planungssicher gestaltet werden.

Fischedick: NRW ist heute das Energie- und In-
dustrieland Nr. 1 und sollte dies auch in der Zu-
kunft bleiben, nicht trotz, sondern wegen einer 
klimaverträglichen Entwicklung. Das erfordert 
wettbewerbsfähige Preise, eine hohe Versor-
gungssicherheit im Verbund mit einer hohen In-
novationsdynamik. Eine große Stärke von NRW 

ist, dass es dort geschlossene Wertschöpfungs-
ketten gibt, mit sehr nahe beieinander liegenden 
Vorleistungsstrukturen. Auf diesen Assets lässt 
sich auch und gerade in Bezug auf eine klimaver-
trägliche Versorgung gut aufbauen. Denn Klima-
schutz erfordert nicht nur Effizienzsteigerungen 
in der Produktion, sondern auch die Entwicklung 
neuer klimaverträglicher Produkte und Dienst-
leistungen. Die in NRW starken Branchen können 
hierzu einen Beitrag leisten. Dazu zählt auch die 
Stahlindustrie mit ihren spezifischen Produkten 
für die Windenergie, ebenso aber auch die chemi-
sche Industrie, wenn man z. B. an die Herstellung 
von Wärmedämm- oder Leichtbaumaterialien etc. 
denkt. Bei der Gestaltung der zukünftigen Rah-
menbedingungen kommt es darauf an, die Indus-
triestrukturen in NRW so voranzubringen, dass 
sie an den sich entwickelnden grünen Weltmärk-
ten partizipieren können.

Doch ein eigener Weg? – das 
NRW-Klimaschutzgesetz

„et“: Kommen wir zu den politischen Instrumen-
ten und dabei fällt uns ein Widerspruch auf: Einer-
seits wurde gesagt, dass keine eigene Energiewen-
de für NRW geplant ist, anderseits wurde aber ein 
eigenes Klimaschutzgesetz für NRW auf den Weg 
gebracht mit dem Ziel, die CO2-Emissionen des Lan-
des um 25 % bis 2020 und um 80 % bis 2050 zu 
reduzieren – also doch eine spezielle Energiewen-
de für NRW?

Duin: Nein, keineswegs. Das NRW-Klimaschutz-
gesetz verstehen wir als eine gesetzliche Grund-
lage, damit wir unsere Ziele erreichen können. 
Dabei ist das Gesetz selbst aber noch nicht das 
maßgebende Instrument, sondern der Klima-
schutzplan, der zurzeit auf breiter Basis erarbei-
tet wird. Das Klimaschutzgesetz hat als Norm-
adressaten in erster Linie das Land NRW, also 
die Landesverwaltung und die öffentliche Seite 
selbst. Es geht darum, dass wir unseren Beitrag 

dazu leisten, um die Klimaschutzziele zu errei-
chen. Als Wirtschaftsminister achte ich darauf, 
dass die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
in NRW dabei gewahrt bleibt. Betonen will ich an 
dieser Stelle auch, dass es nicht darum geht, auf 
die Belastungen, die sich aus dem europäischen 
Emissionshandel ergeben, noch einmal draufzu-
satteln. 

Fischedick: Es ist in der Regel nicht sinnvoll, 
übergeordnete Klimaschutzziele auf die kleinst-
räumliche Ebene herunter zu entwickeln. In 
NRW haben wir es jedoch mit einer der größten 
Volkswirtschaften innerhalb der EU zu tun und 
da ist es durchaus wichtig, dass man sich eigene 
Klimaschutzziele (EU – Bund – Bundesländer – 
Kommunen) setzt. Das bedeutet aber keineswegs, 
dass das Land NRW einen Alleingang im Bereich 
Klimaschutz machen, sondern sich wie alle ande-
ren Bundesländer auch als Teil eines Mehrebe-
nensystems betrachten sollte. Die Kunst besteht 
nun darin, innerhalb dessen einen integrierten 
und konsistenten Politikansatz zu entwickeln. 

Lambertz: Natürlich tangieren das Klimaschutz-
gesetz und die spätere Ausgestaltung, der Klima-
schutzplan, auch die Braunkohle. Der Welt zu 
zeigen, wie ein Industrieland wie Deutschland 
eine Energiewende umsetzen kann, ohne dass 
die Industrie Schaden erleidet, ist für mich der 
Dreh- und Angelpunkt auch in NRW. Denn wir 
werden nur dann Erfolg haben, wenn wir Nach-
ahmer finden. Hierzu müssen wir verschiedene 
strategische Ansätze rasch umsetzen und in 
einen neuen Marktrahmen integrierten. Letzt-
endlich brauchen wir aber statt eines Länder-
klimaschutzgesetzes ein Strommarktdesign, das 
alle Optionen – den Ausbau der Erneuerbaren, 
die Backup-Kraftwerke, Speicher, Demand Side 
Management – miteinander verbindet. Dies alles 
aber muss in ein einziges Gesetz gegossen und 
darf nicht in verschiedenen Gesetzen dargestellt 
werden. 
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„Wir benötigen zukünftig einen neuen Rahmen, in dem sich die Erneuerbaren-Förderung stärker am 
Stromwert orientiert, statt an der reinen Strommenge. Wir brauchen ein System, in dem Anreize für pro-
fessionelle Systemdienstleistungen gesetzt werden sowie das gesamte Erneuerbare-Energien-Instrumen-
tarium in ein Gesamtmarktdesign eingebunden ist. Wichtig ist bei dem neuen Marktdesign, dass es tech-
nologieoffen ist und für die Absicherung der Versorgungssicherheit konventionelle Kraftwerke ebenso 
angesprochen werden wie Demand Side Management-Maßnahmen oder Speicher. Der neue Rahmen sollte 
einen Wettbewerb der Systeme stimulieren mit der Zielsetzung, die Versorgungsqualität kosteneffizient 
aufrechtzuerhalten.“

Univ.-Prof. Dr. Manfred Fischedick, Vizepräsident Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH

Kerkhoff: Wir haben uns immer grundsätzlich 
gegen ein Klimaschutzgesetz auf NRW-Ebene ge-
wandt. Warum? Im Wesentlichen, weil es keine 
Kohärenz der Politik auf den verschiedenen Ebe-
nen – europäisch, national und jetzt eben auch in 
NRW – gibt. Die zentrale Frage ist, wie es gelingen 
kann, eine gemeinsame Energiepolitik aus einem 
Guss zu entwickeln. Da wir dies momentan über-
haupt nicht sehen, macht auch ein Klimaschutz-
gesetz in NRW keinen Sinn. Auch wenn Minister 
Duin betont, dass es keine direkten Auswirkungen 
auf die Industrie haben soll, hat es natürlich in-
direkte Folgen, dann nämlich, wenn Klimaschutz 
zu den Vorgaben von Raumordnungen gemacht 
werden soll. Für uns ist noch nicht klar abschätz-
bar, was es bedeutet, wenn letztendlich über das 
Klimaschutzgesetz bestimmte Ziele in die Landes-
raumordnungsplanung einbezogen werden. 

„et“: Was sagen Sie zu den Vorbehalten gegenüber 
dem NRW-Klimaschutzgesetz, Herr Minister Duin?

Duin: Die Einwände gegenüber dem NRW-Klima-
schutzgesetz nehme ich sehr ernst. Sie werden in 
der politischen Diskussion über die Gestaltung 
des Klimaschutzplans angemessene Berücksich-
tigung finden. Was die Frage der Raumordnung 
angeht, sind wir mitten in der Diskussion über 
den Landesentwicklungsplan, der nach Lage der 
Dinge vor dem Klimaschutzplan auf den Weg ge-
bracht werden wird. In der Wechselwirkung der 
beiden wird sehr genau darauf zu achten sein, 
dass sich die Entwicklungsfähigkeit des Standor-
tes NRW weiterhin positiv darstellt. Ich bin aber 
davon überzeugt: Auch und gerade durch das 
Stecken ambitionierter Ziele werden Unterneh-
men aus NRW in der Lage sein, sowohl bei den 
erneuerbaren Energietechnologien als auch beim 
Thema Energieeffizienz in wirkliche Vorreiterrol-
len hineinzugehen. 

„et: Wie ist denn der Klimaschutzplan unterwegs, 
Herr Fischedick?

Fischedick: Der Weg zum Klimaschutzplan geht 
über einen sehr breiten stakeholder-orientierten 
Diskussionsprozess. In sechs Arbeitsgruppen, 
die sich u. a. mit Energieumwandlung, Industrie, 
Mobilität, Gebäuden, Konsumentenverhalten und 
mit der Landwirtschaft beschäftigen, führen über 
200 Akteure aus sehr unterschiedlichen Feldern 
zum Teil sehr kontroverse Diskussionen. Es ist 
nicht überraschend, dass dieser breite Diskurs 
dazu führt, dass wir auf der Zeitachse nicht ganz 
so schnell sind, wie wir uns das am Anfang vor-
gestellt haben. Wir merken aber auch, dass für 
einen derartigen intensiven Beteiligungsprozess 
keine Blaupause vorliegt, d.  h., wir müssen im 
laufenden Prozess lernen und uns stetig an die 
sich stellenden Herausforderungen anpassen. Der 
Klimaschutzplan NRW soll in seinen Grundzügen 
aber Ende dieses Jahres stehen. Die nächsten Ar-
beitsgruppensitzungen werden bis zur Sommer-
pause stattfinden, so dass wir einen guten Schritt 
vorankommen.

CO2-Bilanzierung von  
Klimaschutzprodukten

„et“: In NRW werden unter hohem Energieauf-
wand Produkte hergestellt, die in anderen Bun-
desländern zum Klimaschutz beitragen. Inwiefern 
könnte man das berücksichtigen bzw. bilanzieren?

Kerkhoff: Man sollte in der politischen Diskus-
sion um den Klimaschutzplan viel stärker den 
Schwerpunkt darauf legen, was in NRW geleis-
tet wird, um CO2-Minderung über Produktent-
wicklungen zu erzielen. Wir haben von Boston 
Consulting für einzelne Anwendungsbeispiele 
im Stahlbereich untersuchen lassen, wie hoch 
die CO2-Emission in der Erzeugungsphase und 
wie hoch die CO2-Einsparung ist, die durch den 
Einsatz innovativer Stahlwerkstoffe im Produkt 
ermöglicht wird. Im Durchschnitt von acht An-
wendungsbeispielen sind wir zu einem Verhältnis 
von 1 zu 6 gekommen. Wie sich zeigt, sind die 

höchsten Klimaschutzeffekte höherwertiger Stäh-
le in der Energieerzeugung erzielbar, aber auch 
in klassischen Anwendungsbereichen, wie beim 
Auto oder beim LKW, sind sie nicht zu vernach-
lässigen. 

Fischedick: Alle Klimaschutzvereinbarungen ba-
sieren auf einer Quellenbilanz, das gilt auch für 
den Klimaschutzplan NRW, nur so ist internatio-
nale Vergleichbarkeit gewährleistet. Gleichwohl 
sind ergänzende Abschätzungen im Rahmen 
einer Verursacherbilanz sehr wichtig, um die 
Emissionen einer Exportnation richtig einordnen 
zu können. Es stellt sich diesbezüglich die Frage: 
Was importieren und exportieren wir an Gütern, 
die einen CO2-Rucksack mit sich tragen? Ebenso 
ist es sinnvoll, sich mit dem Klimanutzen von 
Produkten, die in NRW hergestellt werden und 
in der Nutzungsphase an anderer Stelle zu einer 
Emissionsminderung führen, auseinanderzuset-
zen. Dies wird übrigens in einer ad hoc-Gruppe 
für den Klimaschutzplan auch gemacht. Für beide 
zusätzlichen Betrachtungsebenen gilt aber der 
gleiche methodische Vorbehalt: Es gibt bisher 
keine hinreichend vollständige Datenbasis, so 
dass jenseits von Einzelbeispielen keine Bilanz 
über alle Produkte erstellt werden kann. Wir sind 
daher zur Zeit auf die Diskussion von Einzelbei-
spielen beschränkt, die immer nur einen Teilaus-
schnitt der Produktvielfalt – zu der, das muss man 
ja ehrlicherweise sagen, auch Produkte gehören, 
die ggf. Mehremissionen zur Folge haben – reprä-
sentieren können. Die Beschäftigung mit diesem 
Thema bleibt daher sinnvoll. 

Marktdesign: Ein integriertes 
Gesamtkonzept entwickeln

„et“: Ein strapazierter Begriff der letzten Monate 
ist das Marktdesign. Dennoch wollen wir in die 
Runde fragen, in welche Richtung dieses gehen 
und welche Anforderungen es mindestens erfüllen 
sollte. 



49ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 63. Jg. (2013) Heft 6

ZUKUNFTSFRAGEN
ZUKUNFTSFRAGEN

STRATEGIEGESPRÄCH

Lambertz: Zum einen brauchen wir einen koor-
dinierten Ansatz für die Energiewende, und zwar 
nicht nur in Deutschland koordiniert zwischen 
den Bundesländern, was sicherlich allein schon 
ein wichtiger Schritt ist, sondern darüber hinaus 
einen europäischen Ansatz. Konkret gibt es für 
die Zukunft als Alternative zum EEG zwei Mög-
lichkeiten: das Quotenmodell und das Marktprä-
mienmodell. Mein Eindruck der Diskussion darü-
ber ist, dass die Mehrheit der Betroffenen für das 
Marktprämienmodell ist, weil es die Möglichkeit 
bietet, das bestehende EEG weiterzuentwickeln. 
Auch ich glaube, dass das Marktprämienmodell – 
und da gibt es verschiedene Ausführungen – ein 
sehr guter Ansatz ist, in den das Speicherthema, 
die Backup-Kapazität und der Ausbau der Erneu-
erbaren in ein Modell integriert werden können. 
Aber auch beim Marktprämienmodell gilt, dass 
nicht jeder der jetzigen Spieler unverändert so 
weiter agieren kann, wie er das bisher getan hat. 
Denn das EEG hat einige, mittlerweile gut bekann-
te Fehlentwicklungen bewirkt, die es rasch zu be-
seitigen gilt. 

Fischedick: Zunächst einmal glaube ich, dass 
kein Fördersystem für die Ewigkeit gemacht 
worden ist. Dass es beim Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) Bedarf gibt, etwas zu ändern, ist 
in dieser Runde ebenso klar wie im politischen 
Rahmen insgesamt. Ein Problem des bestehen-
den Fördersystems ist, dass bei ausschließlicher 
Orientierung am Börsenpreis die erneuerbaren 
Energien sich „selbst das Grab schaufeln“, in dem 
sie den Börsenpreis nach unten drücken und die 
EEG-Umlage schon allein deswegen ansteigt. Wir 
benötigen zukünftig einen neuen Rahmen, in 
dem sich die Erneuerbaren-Förderung stärker am 
Stromwert orientiert, statt an der reinen Strom-
menge. Wir brauchen ein System, in dem Anreize 
für professionelle Systemdienstleistungen gesetzt 
werden sowie das gesamte Erneuerbare-Energien-
Instrumentarium in ein Gesamtmarktdesign ein-
gebunden ist. Wichtig ist bei dem neuen Markt-

design, dass es technologieoffen ist und für die 
Absicherung der Versorgungssicherheit konven-
tionelle Kraftwerke ebenso angesprochen wer-
den wie Demand Side Management-Maßnahmen 
oder Speicher. Der neue Rahmen sollte einen 
Wettbewerb der Systeme stimulieren mit der Ziel-
setzung, die Versorgungsqualität kosteneffizient 
aufrechtzuerhalten. 

Duin: Der Ausbau der erneuerbaren Energien 
wird weiter vorangehen. Man wird sich aber – im 
Rahmen einer Gesamtstrategie für die Bundesre-
publik – bald politisch darauf einigen müssen, 
in welchem Tempo, in welchen Regionen und an 
welchen Standorten dies in Zukunft vonstatten 
gehen soll. Dabei werden die Erneuerbaren auch 
in Zukunft gefördert werden – entweder über 
direkte Einspeisevergütungen oder über andere 
Fördermechanismen. Ich bin zuversichtlich, dass 
sich das zukünftige Förderregime in Deutschland 
von der Kopplung der EEG-Umlage an den Bör-
senpreis verabschieden wird. Darüber hinaus 
brauchen wir Fortschritte bei den Stromspei-
chern und Anreize für den Aus- sowie Umbau 
der Netze zu intelligenten Netzen, insbesondere 
auf der Verteilungsebene. Schließlich benötigen 
wir sicherlich noch lange steuerbare Backup-
Kapazitäten. Derzeit sind diese nicht im Geld, um 
einen Ausdruck aus der Wirtschaft zu nehmen. 
Deswegen muss es ein Marktdesign geben, das es 
ermöglicht, solche Kapazitäten weiterlaufen zu 
lassen und ins Geld zu bringen, so dass die Un-
ternehmen nicht gezwungen sind, sie vom Netz 
zu nehmen. Zusätzlich ist ein Mechanismus zu 
entwickeln, der Neuinvestitionen stimuliert. Und 
das alles, ohne eine zweite Subventionssäule zu 
errichten. 

Kerkhoff: Was ich mir zunächst wünsche, ist 
mehr Ehrlichkeit in der Debatte und Rücksicht-
nahme auf industrielle Wirklichkeiten. Mich hat 
irritiert, dass in dem Gewande von Gerechtig-
keitsdiskussionen nach der letzten Erhöhung der 

EEG-Umlage gesagt worden ist, die Ausnahmen 
der Industrie trügen daran Schuld. Das ist voll-
kommen falsch. Die energieintensive Industrie 
zahlt in diesem Jahr 1,7 Mrd. € EEG-Umlage, die 
Stahlindustrie 260 Mio. €. Das ist an der Grenze 
dessen, was leistbar ist. Es sollte ehrlicherweise 
klargestellt werden, dass die EEG-Umlage auch 
ohne Entlastungen für energieintensive Unter-
nehmen trotzdem steigen würde. Es muss Rück-
sicht genommen werden auf die Branchen, die 
im internationalen Wettbewerb stehen, wie die 
Stahlindustrie. Sie weist eine Importquote von 
45 % und eine Exportquote von 50 % auf. 

Wir plädieren auch dafür, in der Debatte um die 
Energiewende mehr Verständnis für die Beiträge 
der Industrie aufzubringen, z. B. die Stromeigen-
erzeugung in der Stahlindustrie von annähernd 
10 TWh alleine durch die Verstromung von Kup-
pelgas. Es sollte nicht übersehen werden, dass 
die Nutzung von Kuppelgas eine sinnvolle, CO

2-
neutrale Stromerzeugungsart ist, die aus einer 
intelligenten Steuerung des industriellen Produk-
tionsprozess resultiert. 

Perspektiven des Energie- und 
Industrielandes NRW in Europa

„et“: Deutschland, insbesondere das Industrie-
land NRW, steht neuerdings unter dem Druck des 
billigen und reichlich vorhandenen Schiefergases 
in den USA – eine ernstzunehmende zukünftige 
Bedrohung des Standortes? Und: Welche Perspekti-
ven hat der energetisch-industrielle Komplex NRW 
in Europa?

Duin: Wir dürfen bezüglich der Entwicklung 
beim Shale Gas in den USA nicht die Augen 
verschließen, sollten aber auch nicht in Panik 
verfallen. Die Investitionszahlen ausländischer 
Unternehmen in NRW, aber auch in Deutschland 
insgesamt, zeigen, dass wir nach wie vor ein hoch-
gradig attraktiver Industriestandort sind. Doch 

„Es gibt einen engen Zusammenhang zwischen energieintensiver Grundstoffproduktion und nachgela-
gerten industriellen Prozessen, in denen letztendlich die am Weltmarkt erfolgreichen Produkte herge-
stellt werden. Dies ist nur möglich, wenn das energiepolitische Dreieck „sicher, sauber, bezahlbar“ glei-
chermaßen erfüllt ist. Mit Blick auf die Diskussion um die Strompreisbremse der letzten Wochen haben 
wir Sorge, dass sich die Versorgungssicherheit und die Wirtschaftlichkeit verschlechtern könnten. NRW, 
das mit einem Anteil von über 40 % der Produktion der größte Stahlstandort in Deutschland ist, ist hier-
von besonders betroffen.“

Hans Jürgen Kerkhoff, Präsident Wirtschaftsvereinigung Stahl, Düsseldorf
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wir müssen uns Gedanken darüber machen, wie 
wir neben der Versorgungssicherheit das Thema 
Bezahlbarkeit der Energie in den Griff bekom-
men. Ein ganz wichtiger Punkt ist dabei für mich, 
dass wir eine Debatte über mehr Technikoffen-
heit und Technikfreundlichkeit in unserem Land 
beginnen sollten. Bezüglich des Frackings haben 
wir in NRW ganz klar gesagt, dass es so lange für 
uns nicht in Frage kommt, wie es mit dem Ein-
satz toxischer Chemikalien und der Gefährdung 
des Trinkwassers verbunden ist. Wir wollen aber 
nicht die Tür zuschlagen, sondern in den nächs-
ten Jahren unter wissenschaftlicher Begleitung 
Erkundungen vornehmen und Erkenntnisdefizi-
te beseitigen. Entscheidend für die Attraktivität 
und Konkurrenzfähigkeit des Standorts NRW 
in Europa wird aber am Ende sein, dass wir die 
Grundsatzdebatte über mehr Technikoffenheit 
und Technikakzeptanz zu einem positiven Ergeb-
nis führen.

Fischedick: Bezüglich der Perspektiven der Koh-
le glaube ich, dass die Braunkohle, zuvor aber die 
Steinkohle, in den nächsten Jahren und Jahrzehn-
ten stark unter Druck geraten wird, wenn wir in 
Richtung eines 80-prozentigen Anteils erneuerba-
rer Energien an der Stromversorgung in diesem 
Land bis 2050 gehen wollen, wie es die Bundes-
regierung in ihrem Energiekonzept anstrebt. 
Wenn wir parallel dann auch noch versuchen, 
die Stromnachfrage, was ja beileibe nicht einfach 
ist, zu reduzieren und die Kraft-Wärme-Kopplung 

auszubauen, dann wird dies den Druck auf die 
fossile Stromerzeugung weiter erhöhen. Kompen-
sierend wirkt dagegen der Kernenergieausstieg. 
Insgesamt wird sich die Aufgabenteilung im Sys-
tem zukünftig deutlich verändern. Dabei ist es für 
die Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit 
bedeutsam, dass wir fossile Kraftwerkskapazi-
täten haben, die diese zuverlässig sicherstellen. 
In Zukunft werden sich die fossilen Kraftwerke, 
die bisher als Arbeitspferde viele Kilowattstun-
den bereitstellten, zunehmend zu Hochleistungs-
rennpferden entwickeln. Es zählt dann vor allem 
die Kapazität, während die Auslastung weiter 
schrumpft. 

Kerkhoff: Natürlich blickt die Stahlindustrie 
mit hohem Interesse auf die dramatische Ener-
giemarktentwicklung der jüngsten Zeit in den 
USA und deren Folgen für die Energiepreise. Wir 
sehen, dass sich dadurch die Bedingungen für 
die industrielle Produktion in den USA in eine 
ganz andere Richtung entwickeln als in Europa. 
Wir stehen ja nicht nur als Branche im interna-
tionalen Wettbewerb, wir haben Unternehmen, 
die auch Standorte in anderen Ländern inner-
halb und außerhalb Europas haben. Von diesen 
wird zu Recht immer wieder in die Diskussion 
eingeführt, dass es anderswo – auch in anderen 
europäischen Ländern – Regelungen bzw. Ener-
giemarktsituationen gibt, die die Industrie vor 
wettbewerbsverzerrenden Belastungen schützen. 
Das wird von uns aufmerksam verfolgt und spielt 

eine wichtige Rolle. Ich hoffe, dass es gelingt, in 
Deutschland doch noch mehr Rationalität in die 
Debatte zu bekommen, damit wir zu vernünfti-
gen Entscheidungen kommen.

Lambertz: Wir leben in Europa, unsere Industrie 
ist eine – mindestens – europäische und die Ener-
gieindustrie ebenso. Darum kann die Braunkohle 
für Versorgungssicherheit nicht nur in Deutsch-
land, sondern auch in anderen Ländern sorgen. 
Dabei sehe ich die Notwendigkeit der technolo-
gischen Weiterentwicklung, ohne dass Kapazität 
zugebaut wird: Für jede neue, effizientere Anlage 
wird mindestens kapazitätsgleich eine alte Anla-
ge stillgesetzt. Und dann muss die neue Anlage 
flexibler und effizienter als die alte sein und sich 
an die Gegebenheiten eines ständig steigenden 
Anteils von erneuerbaren Energien anpassen. Auf 
diese Weise sehe ich gute Chancen für die Braun-
kohle im europäischen Kontext.

„et“: Und wie schätzen Sie die langfristigen Pers-
pektiven der Braunkohle ein? 

Lambertz: Es kommt darauf an, sich über die 
Setzung von gesellschaftlichen Zielen und deren 
Erreichbarkeit den Kopf zu zerbrechen. Vor die-
sem Hintergrund macht es keinen Sinn, von Al-
ternativen zu träumen, die in sehr weiter Ferne 
liegen. Besser ist es, wenn wir heute Forschung 
und Entwicklung forcieren für die Technologien, 
die wir morgen oder übermorgen anwenden wol-
len. Dabei sollten wir unbedingt darauf achten, 
die Basis, auf der wir arbeiten und von der wir 
heute leben, nicht zu stark unter Druck zu setzen. 
Deswegen brauchen wir einen gesellschaftlichen 
Kontext der zwar strukturiert, wie die langfristi-
ge Entwicklung aussehen soll, der aber vor allem 
auch auf das heute und morgen Machbare fokus-
siert und dann von Zeit zu Zeit auch die langfristi-
gen Ziele neu justiert.

Martin Czakainski / Franz Lamprecht

  NRW-Wirtschaftsminister Garrelt Duin und Martin Czakainski, Chefredakeur und Herausgeber der 
„et“ (v. r. n. l.)
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„Strom und Wärme sind nicht irgendein Konsumgut, sondern ihre Preise haben einen besonderen Charakter, sie sind 
die Brotpreise von heute. Deswegen kann man nicht beliebig an der Preisspirale drehen. Wer allerdings subventioniert 
wird, steht nicht unter dem Druck, besonders sparsam zu sein. Und was aufgrund hoher Energiepreise an großindus-
triellen Arbeitsplätzen verloren geht, kann eine moderne, mittelständische Produktion nicht auffangen. Das provoziert 
eine Subventionspolitik sowohl bei Preisen als auch bei energieintensiver Industrie, und das ist fast jede Form priori-
tärer Produktion. Auch ein reicher Staat wie die Bundesrepublik kann das nicht lange durchhalten. Damit ist das Ende 
der gegenwärtigen EEG-Politik absehbar. Zu einer alternativen Strategie muss jedenfalls eine moderatere Veränderungs-
geschwindigkeit des Systemwandels gehören.“

Prof. Dr. Dr. Carl Friedrich Gethmann, Professor am Forschungskolleg „Zukunft menschlich gestalten“ der Universität 
Siegen und Mitglied des Deutschen Ethikrates, Berlin 

„et“: Bei der Bewertung von Energieträgen setzt 
man heute auf ganzheitliche Ansätze, speziell auf 
das Lebenszyklus-Konzept. Welche Rolle spielen 
ethische Fragestellungen dabei?

Gethmann: Ethische Fragen spielen in allen Sta-
dien des Lebenszyklus eine Rolle. Bereits bei der 
Energiegewinnung unterliegen ressourcenökono-
mische Abwägungen normativen Gesichtspunk-
ten, denn die Ansprüche künftiger Generationen 
für menschengemäße Lebensumstände gilt es hier 
gegen die Interessen der jetzt Lebenden abzuwä-
gen. Bei der Energieumwandlung ist die zentrale 
ethische Frage, welche Risiken wir uns und ande-
ren zumuten dürfen, dabei ist zu bedenken, dass 
nicht nur die Kernenergie Risiken mit sich bringt. 
Mit Blick auf die Verbraucher steht die Frage der 
Verteilungsgerechtigkeit im Zentrum: Wie wird 
die Energielieferung bezahlt, wer kann sie sich 
leisten? Können wir uns eine Gesellschaft vorstel-
len, in der Energie so teuer ist, dass nur noch zwei 
Drittel der Bevölkerung sie bezahlen können? 
Nicht zuletzt sieht sich gerade die Entsorgung mit 
Blick auf Klimagase, nukleare und sonstige Abfäl-
le, Deponie-Probleme etc. mit weitreichenden ethi-
schen Fragestellungen konfrontiert. 

Mancher wird nun einwenden, solche Fragen 
würden doch durch Märkte oder durch Rechts-

setzung geregelt. Das ist zwar richtig, aber gerade 
dann stellt sich die Frage, was man den Märkten 
überlassen darf und was durch staatliche Inter-
vention zu regeln ist. Rechtssetzungen wiederum 
sind an territorial gebundene Rechtssetzer (Staa-
ten oder überstaatliche Organisation) gebunden, 
die Energiefragen sind heute jedoch übernatio-
nal zu regeln. Es gibt normative Fragen, die der 
Marktorganisation und den Rechtssetzungen vo-
rausliegen, und das sind die ethischen Probleme.

„et“: Wie ist der Begriff der Ethik definiert und 
wie kann man ihn für die praktische Arbeit um-
schreiben?

Gethmann: Ethik ist die Bezeichnung für eine 
wissenschaftliche Disziplin. Gegenstand der Ethik 
ist das, was griechisch „Ethos“, lateinisch „Moral“ 
und deutsch „Sitte“ heißt. Diese Ausdrücke sind 
synonym. Eine gute Übersetzung stammt von dem 
Gießener Philosophen Odo Marquard, der Ethos 
als „Ensemble von Üblichkeiten in einer Gruppe 
oder Gemeinschaft“ bezeichnet hat. Jede mensch-
liche Gemeinschaft hat solche Regelsysteme. Bei 
Regelkollisionen im Akteur und Regelkonflikten 
zwischen Akteuren, die sich fast zwangsläufig 
einstellen, muss man die Frage entscheiden, „Was 
soll gelten“? Wenn man diese Frage stellt, betreibt 
man Ethik, die somit grundsätzlich damit be-

schäftigt ist, Präferenzen von individuellen oder 
kollektiven Akteuren in verallgemeinerbare Nor-
men zu transferieren. Ethik ist zwar mehr als nur 
ein Konfliktregulierungs-Management, aber die 
Konflikterfahrungen sind die Ausgangserfahrun-
gen, die die ethische Reflexion auslösen und in 
Gang halten.

Institutionelle Ethik 
in Deutschland

„et“: Nach dem Reaktorunfall in Fukushima setzte 
die Bundesregierung eine Ethik-Kommission ein, 
die in einer bemerkenswert kurzen Zeit komplexe 
Empfehlungen aussprechen sollte. Wie beurteilen 
Sie diese Maßnahme?

Gethmann: Dass man damals in den Strategieab-
teilungen des Kanzleramtes wahrnahm, dass hier 
ethische Fragen eine Rolle spielen, ist durchaus 
zu unterstellen. Sicherlich haben aber in erster 
Linie politisch-taktische Fragen ein erheblich 
größeres Gewicht gehabt. Stellen wir uns vor, die 
Bundeskanzlerin hätte seinerzeit den Ausstiegs-
beschluss nicht verkündet, dann gingen wir jetzt 
2013 in einen Bundestagswahlkampf, in dem die 
Kernenergiefrage ein dominantes Thema wäre. 
Diese Auseinandersetzung hätte die CDU nicht 
gewinnen können. Heute steht diese Partei in 

Ethik und Energiewende:  
„Man kann nicht beliebig an der Preisspirale drehen“
Die gesellschaftliche Diskussion um die Energiewende ist in Deutschland stark durch moralische Überzeugungen geprägt. 
Dabei generieren verschiedene Apelle zur konkreten Gestaltung der Energiezukunft mitunter erhebliches Konfliktpotenzial. 
11 Tage nach der Katastrophe von Fukushima setzte Kanzlerin Merkel die „Ethikkommission für eine sichere Energieversor-
gung“ ein, um einen gesellschaftlichen Konsens zum Kernenergieausstieg und für die Transformation in eine erneuerbare 
Energiewelt zu erarbeiten. Unter den zehn Mitgliedern befand sich allerdings kein einziger Fach-Ethiker. „et“ sprach mit dem 
auf diesem Gebiet versierten Prof. Dr. Dr. Carl Friedrich Gethmann, Professor am Forschungskolleg „Zukunft menschlich ge-
stalten“ der Universität Siegen und Mitglied des Deutschen Ethikrates, Berlin, über ethische Fragen rund um Energiewende 
und Klimaschutz. 
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den Meinungsumfragen bei über 40 %; dies auch 
deshalb, weil das Kernenergiethema neutralisiert 
worden ist. Die Ansetzung dieser Kommission hat-
te damals also eher etwas mit politischer Taktik, 
nicht so sehr mit wissenschaftlichen Erklärungen 
und ethischen Reflexionen zu tun. Das sieht man 
auch daran, dass in der zehnköpfigen Kommission 
kein einziger Fach-Ethiker vertreten war.

„et“: Warum befassen sich die institutionalisierten 
Gremien wie der Deutsche Ethikrat nicht mit den 
Fragestellungen im Bereich Energie?

Gethmann: Das geht nach meiner Einschätzung 
auf ein Defizit zurück, das man nur historisch 
erklären kann. Wir haben in Deutschland auf 
staatlicher Ebene zwei prominente Ethikräte als 
Beratungsgremien. Das ältere ist die Bioethik-
Kommission des Landes Rheinland-Pfalz, der 
auch ich über lange Jahre angehört habe. Wei-
terhin der 2001 vom damaligen Bundeskanzler 
Gerhard Schröder gegründete Nationale Ethikrat, 
der 2008 aufgrund eines Bundesgesetzes in „Deut-
scher Ethikrat“ umgewandelt wurde. In beiden 
Gremien wurden und werden ausschließlich bio-
medizinische Fragen erörtert, technische Proble-
me dagegen durch das Büro für Technikfolgenab-
schätzung beim Deutschen Bundestag (TAB), das 
allerdings gerade keine politischen Empfehlungen 
geben darf. Deswegen war die Bundeskanzlerin 
nach Fukushima in der Verlegenheit, über kein 
effektives Beratungsgremium zu verfügen, dem 
sie einen entsprechenden Auftrag geben konnte. 
Daraus sollte der Gesetzgeber den Schluss ziehen, 
den Kompetenzbereich des Deutschen Ethikrates 
auf ethische Fragen der Technik zu erweitern 
und dementsprechend bei der Rekrutierung der 
Mitglieder des Deutschen Ethikrates den Kompe-
tenzrahmen weiter zu ziehen. Hinzu kommt, dass 
die Abgrenzung zwischen bio-medizinischen und 
technischen Fragen ausgesprochen arbiträr ist. 
Als Beispiel möge das aktuelle Thema der Biodi-
versität dienen.

Reversibilität als  
Leitschnur der Energiepolitik

„et“: In der politischen Debatte wird angesichts 
der aktuellen Probleme die Forderung nach mehr 
staatlicher Lenkung laut. Wie bewerten Sie dies?

Gethmann: Eine wichtige Erfahrung hat sich hier 
wieder einmal bestätigt: Auch im Zusammenhang 
mit der Diskussion um Energiesysteme ist es dem 
Menschen nicht gegeben, verlässlich in die Zu-
kunft zu blicken. Deshalb bin ich skeptisch gegen-

über der Forderung, die Regierung müsse für die 
Umsetzung der Energiewende einen Generalplan 
vorlegen. Pläne sind wichtig, aber man muss wis-
sen, dass sie auf Antizipationen und präventivem 
Wissen beruhen. Oder um es mit Karl Popper aus-
zudrücken: „Wir können nicht heute wissen, was 
wir morgen wissen werden“. Die Entwicklungen 
beim EEG und insb. im Bereich der Photovoltaik 
sind ein praktisches Beispiel dafür. Hier sind die 
Schweizer zu loben, die ebenfalls ein Kernenergie-
Ausstiegsszenario entwickelt, sich aber für diese 
Entwicklung sehr viel mehr Zeit genommen ha-
ben. Denn Zeitdruck ist ein sehr wichtiger Faktor, 
der die Akteure einerseits anreizt, andererseits 
aber auch zwingt, sich unwirtschaftlich zu verhal-
ten. Zeitbegrenzungen sollten daher wohl über-
legt sein, vor allem aber flexibel gehalten werden, 
damit sie im Prozess der weiteren Entwicklung 
auch wieder aufgelöst, verschoben und inhaltlich 
variiert werden können. 

„et“: Könnten Sie das auch an einem konkreten 
Beispiel in der deutschen Energiedebatte erläu-
tern?

Gethmann: Dass dies ein richtiger Weg ist, sieht 
man an der Debatte um das EEG. Abgesehen von 
der aktuellen Kostendebatte: Wie stellt sich die 
Energiezukunft dar, wenn die USA wegen eines 
umfassenden Einsatzes von Fracking-Techniken 
vom Energieimporteur zum -exporteur werden? 
Damit hat vor zwei Jahren jedenfalls kaum je-
mand gerechnet. Was geschieht, wenn es einen 
Durchbruch bei der Fusion, Solar Power Stations 
im Orbit oder der Speichertechnik gibt, wenn De-
sertec wegen der politischen Labilitäten in Nord-
afrika für Investoren uninteressant wird, wenn 
neue Reaktortypen mit weitgehend inhärenter 
Sicherheit entwickelt werden usw.? Alle solche 
Fragen zeigen: Reversibilität ist für die Energie-
politik der nahen Zukunft einer der wichtigsten 
technisch-ökonomischen Gesichtspunkte. Dies 
schließt die Kernenergie ein.

„et“: Angesichts steigender Strompreise wächst 
das Problem bezahlbarer Energiepreise für ein-
kommensschwache Bürger. Was ist dazu aus ethi-
scher Sicht zu sagen?

Gethmann: Die immer vorhandene soziale Frage 
tritt erstens beim Strompreis und den sonstigen 
Kosten für Energiedienstleistungen und zweitens 
bei der Frage der Arbeitsplätze auf. Strom und 
Wärme sind nicht irgendein Konsumgut, sondern 
ihre Preise haben einen besonderen Charakter, 
sie sind die Brotpreise von heute. Strom bedeutet 

nicht nur Wärme und Personentransport, sondern 
auch Informationen, soziale Teilhabe etc. Deswe-
gen kann man nicht beliebig an der Preisspirale 
drehen. Wer allerdings subventioniert wird, steht 
nicht unter dem Druck, besonders sparsam zu 
sein. Und was aufgrund hoher Energiepreise an 
großindustriellen Arbeitsplätzen verloren geht, 
kann eine moderne, mittelständische Produkti-
on nicht auffangen. Gerade das haben wir hier 
im Ruhrgebiet in einem schmerzlichen Prozess 
lernen müssen. Das provoziert eine Subventions-
politik sowohl bei Preisen als auch bei energiein-
tensiver Industrie, und das ist fast jede Form prio-
ritärer Produktion. Auch ein reicher Staat wie die 
Bundesrepublik kann das nicht lange durchhal-
ten. Damit ist das Ende der gegenwärtigen EEG-
Politik absehbar. Zu einer alternativen Strategie 
muss jedenfalls eine moderatere Veränderungs-
geschwindigkeit des Systemwandels gehören. Ein 
Ausstieg für 2034 nach Schweizer Vorbild wäre 
immer noch recht ehrgeizig.

Bevölkerungsentwicklung 
und globale Klimapolitik

„et“: Basis der weltweiten Energieprobleme ist die 
globale Bevölkerungsentwicklung, bei der wir nach 
heutigen Einschätzungen erst bei 9 Mrd. Menschen 
eine allmähliche Sättigung erwarten können…

Gethmann: …Genau das ist die Frage, mit der 
wir uns auseinandersetzen müssen. Die Bevöl-
kerungsentwicklung, mit der wir uns vor Jahr-
zehnten schon sehr stark beschäftigt haben, ist 
in einen Bereich abgedrängt worden, den ich als 
tabuisierte Resignation bezeichnen möchte. Das 
hat auch damit zu tun, dass bei der UN eine große 
Gruppe von Staaten, unter Einschluss des Vati-
kan, nicht zulässt, dass an das Thema Bevölke-
rungswachstum im globalen Stil herangegangen 
wird. Hier möchte ich einmal die etwas polemi-
sche Frage aufwerfen, wäre nicht auch eine Welt 
mit drei Milliarden glücklichen Menschen eine 
schöne Welt?

„et“: Eng mit der globalen Bevölkerungsentwick-
lung verbunden ist das Klimaproblem. Welche 
konkreten Handlungsoptionen sehen Sie für die 
globale Klimapolitik?

Gethmann: Die Verbindung liegt darin, dass die 
Emission von Klimagasen mit der Zahl der Men-
schen und ihrem Lebensstandard direkt korre-
liert ist. Viele (nicht alle) Umweltprobleme sind 
Mengenprobleme. Die erwähnte Welt der drei 
Milliarden glücklichen Menschen bräuchte sich 
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vermutlich wegen der sauren Ozeane und ande-
rer natürlicher Senken um CO2 keine Sorgen zu 
machen. Was die Klimapolitik im Sinne eines 
Abbremsens des Erwärmungsprozesses betrifft, 
so scheinen mir viele atmosphärenphysikali-
sche, aber auch technische Fragen ungelöst. Ob 
man etwa durch reine Rückhaltepolitik beim CO2 
einen nennenswerten globalen Abbremseffekt 
erreicht, ist aus verschiedenen Gründen unklar. 
Zum einen ist CO2 nur ein relevantes Klimagas, 
über die anderen wird trotz ihrer großen Bedeu-
tung weniger gesprochen. 

Zum Zweiten wissen wir nicht genau, wie hoch 
der anthropogene Faktor der Erwärmung ist. 
Wenn man in natürliche Entwicklungen interve-
nieren will, dann muss man wissen, wie hoch der 
anthropogene Anteil ist, da nur dieser sich beein-
flussen lässt. Die anderen kosmischen Effekte, 
die möglicherweise zur Erwärmung führen, las-
sen sich auch mit großtechnischen Maßnahmen 
(climate engineering) nur schwer beeinflussen, 
und diese sind wegen der unbekannten Folgen 
bzw. der Unmöglichkeit der Rückholbarkeit aus 
ethischer Sicht als verwerflich einzustufen. Es ist 
darüber hinaus völlig illusorisch, den anthropo-
genen Faktor zu hundert Prozent beeinflussen zu 
wollen, da es technische, humanitäre und kultu-
relle Ansprüche der Menschen gibt, die man un-

ter anderem auch aus ethischen Gründen nicht 
in Frage stellen kann. Für die Befriedigung von 
ökonomischen und kulturellen Grundbedürfnis-
sen wird das niemand bestreiten. Wenn wir mit 
einer globalen Klimapolitik sehr gut vorankom-
men, können wir vielleicht fünfzig Prozent des 
anthropogenen Anteils durch neue Technik und 
allmähliche Verhaltensänderung beeinflussen. 

„et“: Was sind Ihre Empfehlungen zur Fortent-
wicklung der internationalen Klimapolitik?

Gethman: Zunächst zur operativen Seite der glo-
balen Konsensfindung. Es ist offenkundig, dass 
Konferenzen mit 30 000 Teilnehmern, die mögli-
cherweise alle Fachleute sein mögen, kaum zu ver-
nünftigen Ergebnissen führen können. Die inter-
nationale Konsensentwicklung muss vielmehr auf 
Basis der UN im üblichen Modus erfolgen. Ferner 
ist es offenkundig, dass die Interessenlagen der 
Staaten und Staatengruppen im globalen Maßstab 
äußerst unterschiedlich sind. Wir haben – und 
das wird ja gerne verdrängt oder ironisiert – Kli-
magewinner und -verlierer, zudem verhalten sich 
bestimmte Staaten der Erwärmung gegenüber in-
different. Zu den Klimagewinnern gehören ausge-
rechnet die schon wohlhabenden Staaten wie die 
USA, Kanada, Rußland, die skandinavischen Staa-
ten. Zu den Verlierern gehören die sowieso schon 

armen pazifischen Inselstaaten, die fernöstlichen 
Großdeltaregionen usw. Deutschland dürfte grob 
gesagt zu den indifferenten Staaten gehören. 
Wenn München langfristig das Klima von Meran 
bekäme, wäre das keine große Katastrophe.

et“: Wie könnte dieser gewaltige Gordische Knoten 
aufgelöst werden?

Gethmann: Zur Lösung dieses Dilemmas schlage 
ich vor, dass die Klimagewinner einen Teil ih-
res Gewinns an einen international verwalteten 
Fonds abgeben. Hier orientiere ich mich an dem 
vom Bundesverfassungsgericht für die Steuerpoli-
tik zugrunde gelegten Halbe-Halbe-Grundsatz und 
schlage vor, dass der halbe Klimagewinn von den 
Klimagewinnern eingestrichen, die andere Hälfte 
an den Fonds abgeführt wird. Wer in Bangladesch 
in der Deltaregion lebt, der muss mittelfristig 
umgesiedelt werden. Die Kosten der Umsiedlung 
können aus diesem Fonds bezahlt werden. Das ist 
natürlich noch kein Klimaabkommen, aber prak-
tizierte Ethik und im Grunde globale Sozialpolitik, 
für die ich hier eintrete. 

„et“: Herr Prof. Gethmann, vielen Dank für das 
Interview.

Die Fragen stellte Martin Czakainski, „et“-Redaktion

„Abgesehen von der aktuellen Kostendebatte: Wie stellt sich die Energiezukunft dar, wenn die USA wegen eines umfas-
senden Einsatzes von Fracking-Techniken vom Energieimporteur zum -exporteur werden? Damit hat vor wenigen Jahren 
jedenfalls kaum jemand gerechnet. Was geschieht, wenn es einen Durchbruch bei der Fusion, Solar Power Stations im 
Orbit oder der Speichertechnik gibt, wenn Desertec wegen der politischen Labilitäten in Nordafrika für Investoren un-
interessant wird, wenn neue Reaktortypen mit weitgehend inhärenter Sicherheit entwickelt werden usw.? Alle solche 
Fragen zeigen: Reversibilität ist für die Energiepolitik der nahen Zukunft einer der wichtigsten technisch-ökonomischen 
Gesichtspunkte.“

Prof. Dr. Dr. Carl Friedrich Gethmann, Professor am Forschungskolleg „Zukunft menschlich gestalten“ der Universität 
Siegen und Mitglied des Deutschen Ethikrates, Berlin

Am 26.-27.9.2013 veranstaltet das Institut für Elektrische Anlagen und 
Energiewirtschaft (IAEW) der RWTH Aachen sowie die Forschungsgesell-
schaft Energie an der RWTH Aachen e. V. (FGE) die FGE-Tagung „Heraus-
forderungen und Chancen der Energiewende“ in Aachen.

Sachkundige Vertreter aus Behörden, Elektrizitätswirtschaft, Wissen-
schaft und Industrie, u. a. Herr Homann, Präsident der Bundesnetzagen-
tur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Frau 
Müller, Vorsitzende der Hauptgeschäftsführung, BDEW Bundesverband 

der Energie- und Wasserwirtschaft e. V. und Herr Kohler, Vorsitzender 
der Geschäftsführung, Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena), diskutie-
ren die aktuellen Entwicklungen der Energiewende. Schwerpunkte bilden 
dabei die zukünftigen Rollen von Übertragungs- und Verteilnetz, die Netz-
integration erneuerbarer Energien, die hieraus resultierenden Herausfor-
derungen sowie Smart Markets und Smart Applications.

Programm und Anmeldung: http://www.fge.rwth-aachen.de/veranstal-
tungen/tagung/fge-tagung-2013/fge-tagung-2013-programm.html

FGE-Tagung 2013: Herausforderungen und Chancen der Energiewende
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Brennstoff- und CO2-Preise bestimmen 
maßgeblich den Erzeugungsmix, wenn Be-
standsanlagen miteinander konkurrieren. 
In einem vereinfachten Modell lassen sich 
zwei Fragestellungen unterscheiden, die 
einen Brennstoffwechsel von Kohle zu Gas 
bewirken könnten: 

1. Wie weit müsste der Erdgaspreis fallen, 
damit Kohlen- und Gaskraftwerke gleich 
hohe Brennstoffkosten ausweisen?

2. Welcher CO
2-Preis wäre erforderlich, um die 

Brennstoffkostendifferenz auszugleichen?

Dem Beispiel (siehe Abbildung) liegen die 
Gas- und Kohlenpreise 2012 sowie typische 
Wirkungsgrade für Kohlen- ( = 38 %) und 
Gaskraftwerke ( = 49 %) zugrunde. Daraus 
können zunächst die Brennstoffkosten je 

MWh Strom ermittelt werden, die bei Kohle 
30  €/MWh und bei Gas 65  €/MWh betra-
gen. Der Preisunterschied je Megawattstun-
de liegt dann in einer Größenordnung von 
etwa 35 €.

Ein Brennstoffwechsel erfolgt den Berech-
nungen nach, wenn

1. der Gaspreis für Kraftwerke um mehr als 
50 % fällt oder 

2. der CO
2-Preis rd. 55 €/t CO2 beträgt.

Ein derart starker Rückgang der Gaspreise 
von etwa 260 €/t SKE (Jahresdurchschnitts-
wert frei Kraftwerk) auf einen theoretisch 
anlegbaren Preis von rd.  120  €/t SKE ist 
nicht absehbar. Den CO2-Preis auf ein solches 
Niveau zu treiben, hätte enorme Auswirkun-

gen auf die Strompreise, die damit auf etwa 
80 bis 90 €/MWh ansteigen würden.

Das Beispiel vereinfacht die Verhältnisse, 
um die Wirkungsweise zu verdeutlichen. 
In der Realität ist der Park von Gas- und 
Steinkohlekraftwerken bezüglich der Wir-
kungsgrade deutlich differenzierter. Zudem 
gibt es stromwirtschaftliche Einflussfakto-
ren, die dazu führen, dass auch relativ teure 
Gaskraftwerke betrieben werden, z. B. wär-
megeführte Kraft-Wärmekopplung oder zur 
Netzstabilisierung. Welche Schlussfolgerung 
kann daraus gezogen werden?

Zunächst muss darauf hingewiesen wer-
den, dass eine CO

2-Minderung durch einen 
Brennstoffwechsel, wie fallweise suggeriert, 
nicht stattfinden würde, da die CO2-Mengen 
innerhalb des europäischen Emissionshan-
delssystems festgelegt sind. 

Die Kapazität der Gaskraftwerke in 
Deutschland wird gebraucht, da der Wind 
nicht immer weht und die Sonnenstrahlung 
zu unbeständig ist. Die Vorhaltung der Ka-
pazitäten ist daher ein Wert an sich. Dieser 
wird allerdings heute nicht angemessen 
vergütet. Erforderlich ist eine Debatte, wie 
die Vorhaltung von Kapazität zu bewerten 
und letztlich zu bezahlen ist. 

Dabei hilft es nicht weiter, z. B. über hohe 
CO

2-Preise die Stromproduktion von Kohle- 
auf Gaskraftwerke zu verlagern. Das Problem 
einer zu geringen Auslastung konventionel-
ler Kapazitäten würde lediglich verschoben, 
die Verbraucher außerordentlich belastet. 
Erforderlich ist ein Kapazitätsmechanismus, 
der einerseits möglichst wettbewerbsneutral 
ausgestaltet wird und anderseits die Kapazi-
tätsvorhaltung wirtschaftlich erlaubt.

„et“-Redaktion

Zur Wettbewerbssituation von Gas und Kohle sowie zur 
notwendigen Kapazitätsvorhaltung
Im Jahresverlauf 2012 erreichten die Öl- und Gaspreise historische Höchststände – die Wettbewerbssituation der verschiedenen 
Brennstoffe in der Stromerzeugung hatte sich deutlich verschoben. Die mehrjährige Betrachtung der Preise für Kraftwerkskohle 
und Erdgas frei Kraftwerk zeigt, dass der Preisabstand (Spread) zwischen Kohle und Gas signifikant gewachsen ist. Die Wettbe-
werbsfähigkeit von Erdgas in der Stromerzeugung ist zurzeit eingeschränkt, die Ausnutzung der Anlagen ist gesunken und es wird 
darüber gesprochen, Gaskraftwerke zu schließen. Können höhere CO2-Preise bzw. fallende Gaspreise Abhilfe schaffen oder sind 
andere Instrumente erforderlich, um für die Versorgungssicherheit notwendige Kapazitäten im konventionellen System zu erhalten?

Abb.  Brennstoff- und CO2-Preise  für Strom und Gas 2012


